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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten, 
sehr geehrte Geschäftspartnerinnen und Geschäftspartner,  
 

in der Juli-Ausgabe unseres Newsletters erwarten Sie wichtige und praxisrelevante Ent-
scheidungen aus unterschiedlichen Bereichen des Gesundheitsrechts. Das OLG Celle 
entschied, dass die Produktbezeichnung „Immunkraft“ für ein Saftmischgetränk als unzu-
lässige gesundheitsbezogene Angabe einzustufen ist. Das LG Köln befasste sich damit, 
ob der Facharztstandard bei Online-Fragebogen-Rezepten für die Verschreibung von ver-
schreibungspflichtigen Potenzmitteln eingehalten wird. Das LSG Berlin-Brandenburg ent-
schied, dass die Fälligkeit einer nach GOÄ erstellten Rechnung unter Nennung einer fik-
tiven Gebührenziffer nicht eintritt. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Vergnügen beim Lesen! 
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______________Urteile aus dem Bereich des Gesundheitsrechts ______________

OLG Celle: Unzulässigkeit der Pro-
duktbezeichnung „Immunkraft“ für ein 
Saftmischgetränk 
Das Oberlandesgericht Celle (OLG) hat 
entschieden, dass der Begriff „Immun-
kraft“ in der Produktbezeichnung für ei-
nen Saft als unzulässige gesundheitsbe-
zogene Angabe einzustufen ist. Ein 
Sternchenhinweis, der auf eine zugelas-
sene gesundheitsbezogene Angabe auf 
der Rückseite des Produkts verweist, ist 
nicht zu berücksichtigen. Auch wenn sich 
die Angabe nur auf die laut Flascheneti-
kett enthaltenen Vitamine A und C be-
zieht, ist die darin enthaltene Aussage 
nicht gleichbedeutend mit der zugelasse-
nen Angabe, dass diese Vitamine zu ei-
ner normalen Funktion des Immunsys-
tems beitragen. 
 
Der Kläger ist die Verbraucherorganisa-
tion Foodwatch. Die beklagte Saftherstel-
lerin bewirbt das Produkt „…Immunkraft“ 
auf der Vorderseite des Etiketts ergänzt 
um die Worte „mit natürlichem Vitamin C 
und A“ und dem Text „für das Immunsys-
tem“ und vertreibt dieses über ihren On-
line-Shop und im Einzelhandel. An dem 
Begriff „Immunkraft“ ist ein sog. „Stern-
chenhinweis“ angebracht, der mit der auf 
der Rückseite des Etiketts angebrachten 
Erläuterung „Vitamin C und A tragen zu 
einer normalen Funktion des Immunsys-
tems bei“ verknüpft ist. Auf dem Etikett 
sind zudem mehrere Obst- und Gemü-
sesorten abgebildet. Der Kläger forderte 
die Beklagte auf, eine Unterlassungser-
klärung hinsichtlich der Werbung auf die 
oben genannte Weise zu unterzeichnen. 
Hierauf reagierte die Beklagte, indem sie 
ihre entgegenstehende rechtliche Bewer-
tung darlegte. Daraufhin erhob der Klä-
ger Klage vor dem Landgericht Lüneburg 
(LG) und beantragte, die Beklagte dazu 

zu verurteilen, es zu unterlassen das Pro-
dukt „… Immunkraft“ mit der Bezeich-
nung: „Immunkraft“ so zu bewerben, wie 
sie es bisher tat. Das LG gab der Klage 
antragsgemäß statt, wogegen die Be-
klagte Berufung einlegte. Das OLG erließ 
daraufhin einen Hinweisbeschluss, in-
dem es erklärte, dass in Betracht gezo-
gen werde, die Berufung der Beklagten 
zurückzuweisen. 
 
Laut Beschluss des OLG habe die Beru-
fung keine Aussicht auf Erfolg. Die Be-
zeichnung des Saftes als „V. bio C Im-
munkraft“ enthalte eine spezielle gesund-
heitsbezogene Angabe i.S.d. Art. 10 Abs. 
1 HCVO, die nicht in die Liste der zuge-
lassenen Angaben gemäß den Artikeln 
13 und 14 HCVO aufgenommen und da-
her verboten sei. Es handele sich um 
eine gesundheitsbezogene Angabe i.S.d. 
Art. 2 Abs. 2 Nr. 1, 5 HCVO. Die ange-
sprochenen Verbraucher würden die Pro-
duktbezeichnung „V. bio C Immunkraft“ 
dahin verstehen, dass der Verzehr des 
beworbenen Saftes ihrem Immunsystem 
Kraft verleihe. 
Zutreffend sei das LG des Weiteren da-
von ausgegangen, dass es sich um eine 
spezielle gesundheitsbezogene Angabe 
handele, die in den Anwendungsbereich 
des Art. 10 Abs. 1 der HCVO falle, nicht 
um eine nichtspezifische gesundheitsbe-
zogene Angabe, die nach Art. 10 Abs. 3 
HCVO zu beurteilen wäre. Für die Ab-
grenzung zwischen speziellen und nicht-
spezifischen gesundheitsbezogenen An-
gaben würde es darauf ankommen, ob 
mit der Angabe ein unmittelbarer Wir-
kungszusammenhang zwischen einer 
Lebensmittelkategorie, einem Lebens-
mittel oder einem seiner Bestandteile und 
einer Funktion des menschlichen Orga-
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nismus hergestellt werde, dessen wis-
senschaftliche Absicherung in einem Zu-
lassungsverfahren nach Art. 13 Abs. 3 
(für Angaben nach Art. 13 Abs. 1) oder 
nach Art. 15 bis 17 HCVO (für Angaben 
nach Art. 14 Abs. 1) überprüft werden 
könne. Dabei sei unerheblich, wenn für 
die Angabe kein medizinisches, sondern 
ein eher umgangssprachliches Vokabu-
lar gewählt werde. Danach sei im Streit-
fall von einer speziellen gesundheitsbe-
zogenen Angabe im Sinne von Art. 10 
Abs. 1 HCVO auszugehen. Der bewor-
bene positive Einfluss auf das Immunsys-
tem als Funktion des menschlichen Or-
ganismus könne im Rahmen einer wis-
senschaftlichen Untersuchung überprüft 
werden. Dass der Einfluss einer be-
stimmten Ernährung auf die Funktion des 
Immunsystems wissenschaftlich unter-
sucht werden könne, werde durch die für 
verschiedene Nährstoffe zugelassenen 
Angaben „(…) trägt zu einer normalen 
Funktion des Immunsystems bei“ bestä-
tigt. 
Die mit der Produktbezeichnung „V. bio C 
Immunkraft“ verbundene spezielle ge-
sundheitsbezogene Angabe sei nicht 
durch eine zugelassene Gesundheitsan-
gabe aus der Liste der zulässigen ge-
sundheitsbezogenen Angaben (siehe die 
Anlage zur Lebensmittel-Gesundheitsan-
gaben-Verordnung) gedeckt. Das streit-
gegenständliche Etikett sei aus der Sicht 
der angesprochenen Verbraucher zu be-
urteilen. Die angesprochenen Verbrau-
cher verstünden die Produktbezeichnung 
auch unter Berücksichtigung des Ge-
samtkontextes des Etiketts, dessen Ab-
bildung als konkrete Verletzungsform 
Gegenstand des Unterlassungsantrags 
sei, dahin, dass der Verzehr des Saftes 
„V. bio C Immunkraft“ ihrem Immunsys-
tem Kraft verleihe und somit dessen 
Funktionsfähigkeit verbessere.  

Dabei könne im Ergebnis dahingestellt 
bleiben, ob die angesprochenen Ver-
braucher die Werbung dahin verstünden, 
dass der Saft „V. bio C Immunkraft“ auf-
grund seiner besonderen Zusammenset-
zung aus den verschiedenen auf dem Eti-
kett abgebildeten Obst- und Gemüsesor-
ten diese positive Wirkung auf das Im-
munsystem habe, oder die Verbraucher 
aufgrund des darunter gedruckten Zusat-
zes „mit natürlichem Vitamin C & A“ an-
nähmen, dass die positive Wirkung allein 
auf den darin enthaltenen Vitaminen C 
und A beruhe. Für beide Verständnis-
möglichkeiten existiere keine zugelas-
sene gesundheitsbezogene Angabe.  
Der auf einem stilisierten Schild abge-
druckte Zusatz „für das Immunsystem“ 
führe zu keinem anderen, einschränken-
den Verständnis der Produktbezeich-
nung „Immunkraft“. Vielmehr unterstrei-
che er die mit dem Kunstwort „Immun-
kraft“ vermittelte Aussage.  
Entgegen der Auffassung der Beklagten 
seien die beiden Sternchenhinweise auf 
dem Etikett bei der Ermittlung des Inhalts 
der Werbeaussage nicht zu berücksichti-
gen. Die gesundheitsbezogene Aussage 
nach Art. 10 Abs. 1 HCVO sei so zu be-
werten, wie sie sich den angesprochenen 
Verbrauchern in der konkreten Situation 
darstelle. Die Auflösungen der Stern-
chenhinweise seien nicht im Sichtfeld ei-
nes Verbrauchers angebracht, der zum 
Beispiel in einem Geschäft die in einem 
Regal eingeräumten Flaschen betrachte. 
Eine als solche unzulässige spezielle ge-
sundheitsbezogene Angabe werde nicht 
dadurch zulässig, dass die Aussage an 
anderer Stelle korrigiert oder relativiert 
werde.  
Das Beifügen einer zugelassenen Ge-
sundheitsangabe sei nach der Konzep-
tion der HCVO nur bei nichtspezifischen 
Angaben gemäß Art. 10 Abs. 3 HCVO zu 
berücksichtigen. Außerdem müsse auch 
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dort das Beifügen grundsätzlich in unmit-
telbarer räumlicher Nähe erfolgen, was 
hier ohnehin nicht gegeben wäre.  
Denn die visuelle Dimension des Erfor-
dernisses des "Beifügens" im Sinne von 
Art. 10 Abs. 3 der HCVO beziehe sich auf 
die sofortige Wahrnehmung eines unmit-
telbaren visuellen Zusammenhangs zwi-
schen dem Verweis auf die allgemeinen, 
nicht spezifischen Vorteile für die Ge-
sundheit und der speziellen gesundheits-
bezogenen Angabe durch einen normal 
informierten und angemessen aufmerk-
samen Durchschnittsverbraucher. Erfor-
derlich sei grundsätzlich eine räumliche 
Nähe oder unmittelbare Nachbarschaft 
zwischen dem Verweis und der Angabe. 
Nur dann, wenn die speziellen gesund-
heitsbezogenen Angaben wegen ihrer 
großen Zahl oder Länge nicht vollständig 
auf der Seite der Verpackung erscheinen 
könnten, auf der sich der Verweis be-
finde, den sie untermauern sollten, könne 
das Erfordernis eines unmittelbaren visu-
ellen Zusammenhangs ausnahmsweise 
durch einen ausdrücklichen Hinweis wie 
etwa einen Sternchenhinweis erfüllt wer-
den.  
Im Streitfall wäre demnach nicht einmal 
von einem Beifügen im Sinne des Art. 10 
Abs. 3 HCVO auszugehen, weil sich die 
Auflösungen der Sternchenhinweise auf 
der Rückseite der Flasche befänden, 
ohne dass es dafür im Hinblick auf die 
Produktgestaltung einen zwingenden 
Grund gebe. Das Etikett hätte ohne Wei-
teres so gestaltet werden können, dass 
diese Angaben auf der Vorderseite des 
Etiketts sichtbar gewesen wären. Nach 
der Konzeption der HCVO könne der 
Sternchenhinweis daher bei der Ermitt-
lung des Aussagegehalts der speziellen 
gesundheitsbezogene Angabe erst recht 
nicht berücksichtigt werden.  
Die gesundheitsbezogene Werbeaus-
sage mit dem vorstehend dargestellten 

Verkehrsverständnis sei nicht von einer 
zugelassenen Angabe gedeckt. Für das 
Saftmischgetränk der Beklagten bestehe 
keine zugelassene gesundheitsbezo-
gene Angabe, sodass die Werbung ohne 
weiteres unzulässig sei, wenn die Wer-
bung dahin verstanden werde, dass die 
positive Wirkung für das Immunsystem 
der Saftmischung der Beklagten zuge-
schrieben werde.  
Aber auch wenn davon ausgegangen 
werde, dass der Produktname „Immun-
kraft“ mit dem Zusatz „mit natürlichem Vi-
tamin C und A“ ausschließlich auf die Ei-
genschaften der Vitamine A und C hin-
weise, sei diese Werbeaussage nicht 
sinngleich zu den zugelassenen Anga-
ben zu den Vitaminen C und A.  
Die Zulässigkeit der Verwendung einer 
gesundheitsbezogenen Angabe im Sinne 
von Art. 10 Abs. 1 HCVO hänge grund-
sätzlich nicht davon ab, dass die verwen-
dete Angabe mit einer zugelassenen An-
gabe wörtlich übereinstimme. Vielmehr 
dürften auch mit einer zugelassenen An-
gabe gleichbedeutende, also inhaltlich 
übereinstimmende Angaben verwendet 
werden. Bei der Prüfung, ob eine verwen-
dete gesundheitsbezogene Angabe mit 
einer zugelassenen gesundheitsbezoge-
nen Angabe gleichbedeutend sei, sei 
grundsätzlich ein strenger Maßstab an-
zulegen. Bei dieser Prüfung sei allerdings 
das berechtigte Interesse der Lebensmit-
telunternehmen zu berücksichtigen, den 
Wortlaut einer zugelassenen Angabe der 
Produktaufmachung und dem Verbrau-
cherverständnis anpassen zu können, 
ohne für jede sprachlich abweichende 
Angabe einen eigenen Zulassungsantrag 
stellen zu müssen.  
Nach diesen Maßgaben sei die auf die Vi-
tamine A und C bezogene Bezeichnung 
„Immunkraft“ nicht gleichbedeutend mit 
zugelassenen Angaben. Für die Vitamine 
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C und A lauteten die zugelassenen Anga-
ben: „Vitamin (…) trägt zu einer normalen 
Funktion des Immunsystems bei.“ Die 
Produktbezeichnung „Immunkraft“ sei 
kein gängiger umgangssprachlicher Be-
griff, der lediglich ein normales Immun-
system beschreibe. Vielmehr handele es 
sich um ein Kunstwort, das bei den ange-
sprochenen Verbrauchern den Eindruck 
erwecke, dass der Verzehr des Saftes ih-
rem Immunsystem „Kraft“ verleiht. Auch 
wenn man diese Aussage nicht auf den 
Saft als solchen, sondern nur auf die ent-
haltenen Vitamine C und A beziehen 
würde, gehe die Werbeaussage im Hin-
blick auf zwei Gesichtspunkte über die 
zugelassene Angabe hinaus.  
Zum einen verspreche die Werbeaus-
sage nicht nur eine normale Funktion des 
Immunsystems, sondern dem Immunsys-
tem „Kraft“ zu verleihen. Dies erwecke 
bei den angesprochenen Verbrauchern 
den Eindruck, sie könnten mit dem Ver-
zehr des Saftes auch die Funktionsfähig-
keit eines normal funktionierenden Im-
munsystems weiter verbessern.  
Zum anderen solle diese Kräftigung des 
Immunsystems bereits durch den Ver-
zehr der in dem Saft enthaltenen Vitami-
nen C und A erreicht werden, während 
die zugelassenen Angaben nur von ei-
nem Beitrag zu der normalen Funktion 
des Immunsystems sprächen, woraus 
sich ergebe, dass auch andere Faktoren 
(zu denken wäre an sonstige Nährstoffe, 
Bewegung, Schlaf oder Vermeidung von 
Stress) für die Funktion des Immunsys-
tems von Bedeutung seien. In der Liste 
der zulässigen gesundheitsbezogenen 
Angaben seien zahlreiche andere Nähr-
stoffe aufgeführt, die zu einer normalen 
Funktion des Immunsystems beitrügen. 
Dies verdeutliche, dass sämtlichen in der 
Liste genannten Nährstoffen jeweils nur 
ein Beitrag zur normalen Funktion des 
Immunsystems zugeschrieben werden 

solle, womit der von der Beklagten ver-
mittelte Eindruck, der Saft bzw. die ent-
haltenen Vitamine A und C könnten allein 
die Funktionsfähigkeit des Immunsys-
tems verbessern, nicht zu vereinbaren 
sei.  
Diese beiden Aspekte der zugelassenen 
Angabe (normale Funktion, Beitrag) 
seien von grundlegender Bedeutung, um 
eine Irreführung der angesprochenen 
Verbraucher bei der Werbung für Le-
bensmittel zu vermeiden. Wenn eine 
sprachlich abweichende Angabe als in-
haltsgleich gelten solle, müssten beide 
Aspekte dort ebenfalls zum Ausdruck 
kommen. Vorsorglich wies das OLG da-
rauf hin, dass die Bezeichnung „Immun-
kraft“ im Streitfall auch dann unzulässig 
wäre, wenn man sie als nichtspezifische 
gesundheitsbezogene Angabe im Sinne 
von Art. 10 Abs. 3 HCVO ansähe. Denn 
es fehle an der dann erforderlichen Bei-
fügung einer zugelassenen speziellen 
gesundheitsbezogenen Angabe. Die zu-
gelassenen Angaben, die sich auf der 
Rückseite der Flasche befänden, seien 
nicht im Sinne von Art. 10 Abs. 3 HCVO 
visuell beigefügt. Im weiteren Lauf des 
Verfahrens wurde die Berufung mit Urteil 
(OLG Celle, Urt. v. 13.03.2026, 13 U 
95/25) zurückgewiesen. 
Quelle: OLG Celle, Beschl. v. 18.02.2026, 13 U 
95/25 
 
 
OLG Hamburg: Unsachliche Beein-
flussung durch Versprechen von Gut-
scheinen als Kundenwerbung eines 
Hörakustikers 
Das Hanseatische Oberlandesgericht 
Hamburg (OLG) hat entschieden, dass 
es eine unsachliche, unangemessene 
Beeinflussung darstellt, wenn ein Höra-
kustiker gegenüber Bestandskunden und 
Neukunden Gutscheine für den Fall ver-
spricht, dass ein Bestandskunde einen 
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Neukunden dafür gewinnt, einen Hörtest 
durchführen zu lassen und ein Hörgerät 
zur Probe zu tragen. 
 
Der Kläger ist die Wettbewerbszentrale. 
Die Beklagte verkauft in ihren mehr als 
500 Filialen deutschlandweit Hörgeräte 
unterschiedlicher Marken, Gehörschutz 
sowie Zubehör für Kommunikation und 
bietet umfassende Beratungsdienstleis-
tungen hierzu an. Die Beklagte warb da-
mit, dass dann, wenn ein Bestandskunde 
einen Neukunden für einen kostenlosen 
Hörtest werbe, der Hörtest eine Hör-
schwäche anzeige und der Neukunde 
daraufhin ein individuell angepasstes 
Hörgerät unverbindlich zur Probe trage, 
sowohl der Bestandskunde als auch der 
Neukunde jeweils einen Wertgutschein in 
Höhe von 50 € erhalten würden, der ent-
weder für das gesamte Sortiment der Be-
klagten oder bei den Partnershops der 
Wunschgutschein GmbH eingelöst wer-
den könne. Auf Grundlage dieser Wer-
bung gewährte die Beklagte in der Ver-
gangenheit auch tatsächlich entspre-
chende Gutscheine. Der Kläger mahnte 
die Beklagte ab und legte, nachdem Ver-
gleichsverhandlungen gescheitert waren, 
Klage auf Unterlassung und Ersatz von 
Abmahnkosten ein. 
 
Die Klage hatte Erfolg vor dem OLG. 
Dem Kläger stünden die geltend ge-
machten Unterlassungsansprüche gegen 
die Beklagte gemäß § 2 Abs. 1 S. 1, 
Abs. 2 Nr. 6, § 3 Abs. 1 Nr. 2 UKlaG in 
Verbindung mit § 7 Abs. 1 S. 1 HWG zu. 
Gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG könne auf 
Unterlassung in Anspruch genommen 
werden, wer in anderer Weise als durch 
Verwendung oder Empfehlung von Allge-
meinen Geschäftsbedingungen Verbrau-
cherschutzgesetzen zuwiderhandele. 
Verbraucherschutzgesetze seien gemäß 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 UKlaG die §§ 3 bis 13 

HWG. Nach § 7 Abs. 1 S. 1 HWG sei es 
unzulässig, Zuwendungen und sonstige 
Werbegaben (Waren oder Leistungen) 
anzubieten, anzukündigen oder zu ge-
währen oder als Angehöriger der Fach-
kreise anzunehmen, es sei denn, es liege 
einer der in § 7 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 HWG 
geregelten Ausnahmefälle vor.  
Der Anwendungsbereich des HWG sei 
eröffnet. Das HWG finde zum einen An-
wendung auf die Werbung für Medizin-
produkte im Sinne von Art. 2 Nr. 1 der 
Medizinprodukteverordnung (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1a HWG) und zum anderen auf die 
Werbung für andere Mittel, Verfahren, 
Behandlungen und Gegenstände, soweit 
sich die Werbeaussage auf die Erken-
nung, Beseitigung oder Linderung von 
Krankheiten, Leiden, Körperschäden 
oder krankhaften Beschwerden beim 
Menschen bezieht (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a HWG).  
Der Anwendungsbereich des HWG sei 
hier in beiderlei Hinsicht eröffnet. Zum ei-
nen handele es sich bei Hörgeräten um 
Medizinprodukte im Sinne von Art. 2 Nr. 1 
der Medizinprodukteverordnung und zum 
anderen handele es sich bei den bewor-
benen Hörtests um Verfahren bzw. Be-
handlungen, die sich auf die Erkennung 
eines Hörverlusts bezögen, also ein kör-
perliches Leiden.  
Die Werbemaßnahme der Beklagten sei 
auch produktbezogen. Einbezogen in 
den Geltungsbereich des HWG sei nur 
die produktbezogene Werbung (Produkt- 
und Absatzwerbung) und nicht die allge-
meine Firmenwerbung (Unternehmens- 
und Imagewerbung), durch die ohne Be-
zugnahme auf bestimmte Heilmittel für 
Ansehen und Leistungsfähigkeit des Un-
ternehmens allgemein geworben werde. 
Die Beantwortung der für die Anwendbar-
keit des HWG entscheidenden Frage, ob 
die zu beurteilende Werbung Absatz- 
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oder Firmenwerbung sei, hänge maß-
geblich davon ab, ob nach dem Gesamt-
erscheinungsbild der Werbung die Dar-
stellung des Unternehmens oder aber die 
Anpreisung bestimmter oder zumindest 
individualisierbarer Produkte im Vorder-
grund stehe. Auch eine Werbung für das 
gesamte Warensortiment könne produkt-
bezogen sein.  
Nach diesem Maßstab liege hier ein Pro-
duktbezug jedenfalls hinsichtlich der Er-
bringung von Hörtests vor. Die Beklagte 
habe Vorteile beworben, in deren Ge-
nuss der Bestandskunde und der Neu-
kunde nur bei der Inanspruchnahme des 
Hörtests durch den Neukunden kämen. 
Dass die Inanspruchnahme des Hörtests 
allein noch nicht ausreiche, sondern der 
Neukunde zusätzlich noch ein Hörgerät 
zur Probe tragen müsse, ändere nichts 
daran, dass die Inanspruchnahme des 
Hörtests eine notwendige - wenn auch 
nicht hinreichende - Bedingung für die 
Ausgabe der Gutscheine sei. Die Be-
klagte bewerbe damit unmittelbar die von 
ihr durchgeführten Hörtests.  
Ob auch ein Produktbezug wegen der 
Werbung für Hörgeräte vorliegt, könne 
demnach offenbleiben. Der Umstand, 
dass die Beklagte eine unentgeltliche Er-
bringung von Hörtests beworben habe, 
stehe der Anwendung des HWG nicht 
entgegen. Von § 1 Abs. 1 HWG sei auch 
die Werbung für den unentgeltlichen Ab-
satz der dort genannten Heilmitteln er-
fasst. Dass die Werbung im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 HWG nicht auf einen entgeltli-
chen Absatz gerichtet sein müsse, er-
gebe sich insbesondere aus einem Um-
kehrschluss zu § 1 Abs. 3a HWG, der die 
Entgeltlichkeit des Absatzes nur im Fall 
von Teleshopping zur Voraussetzung 
mache. Denn gemäß dieser Vorschrift sei 
Teleshopping im Sinne des HWG „die 
Sendung direkter Angebote an die Öf-

fentlichkeit für den Absatz von Arzneimit-
teln gegen Entgelt oder die Erbringung 
von ärztlichen, zahnärztlichen und tier-
ärztlichen Behandlungen und Verfahren 
gegen Entgelt“.  
Bei der Gewährung der Gutscheine an 
Bestandskunden und Neukunden han-
dele es sich um Werbegaben im Sinne 
des § 7 Abs. 1 S. 1 HWG. Der Begriff der 
Werbegabe in § 7 Abs. 1 S. 1 HWG sei 
weit auszulegen. Denn Zweck der dorti-
gen Regelung sei es, durch eine weitge-
hende Eindämmung von Werbegeschen-
ken im Heilmittelbereich der abstrakten 
Gefahr einer hiervon ausgehenden un-
sachlichen Beeinflussung zu begegnen. 
Er erfasse grundsätzlich jede aus der 
Sicht des Empfängers nicht berechnete 
geldwerte Vergünstigung. Eine Werbe-
gabe setze demnach voraus, dass die 
Zuwendung aus der Sicht des Empfän-
gers unentgeltlich gewährt werde; er 
müsse diese als ein Geschenk ansehen. 
Das treffe auf die Wertgutscheine zu. 
Eine Werbegabe im Sinne von § 7 Abs. 1 
S. 1 HWG liege zudem nur dann vor, 
wenn ihr Anbieten, Ankündigen oder Ge-
währen zumindest die abstrakte Gefahr 
einer unsachlichen Beeinflussung des 
Werbeadressaten begründe. Diese tele-
ologische Einschränkung des Begriffs 
der Werbegabe gelte nicht nur für die 
Fachkreiswerbung, sondern auch für die 
Publikumswerbung.  
Hinsichtlich der Zuwendung an die Neu-
kunden könne nicht ausgeschlossen wer-
den, dass ein Verbraucher, der meine, 
schlecht hören zu können, durch die Wer-
bung der Beklagten veranlasst werde, ei-
nen Hörtest bei ihr und nicht bei einem 
HNO-Arzt durchführen zu lassen. Auch 
hinsichtlich der Zuwendung an die Be-
standskunden liege eine Werbegabe im 
Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 HWG vor, denn 
eine unangemessene unsachliche Ein-
flussnahme sei auch dann gegeben, 
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wenn die ausgelobte Werbegabe nicht 
dem Erwerber des Heilmittels selbst zu-
kommen solle, sondern einem Dritten, 
der gegen Gewährung einer Werbeprä-
mie einen neuen Kunden für das bewor-
bene Heilmittel werbe. Auch in diesem 
Fall werde die Entscheidung des ange-
sprochenen Verbrauchers unangemes-
sen unsachlich durch die Aussicht beein-
flusst, dem werbenden Dritten die ausge-
lobte Werbeprämie zu verschaffen.  
Die Voraussetzungen der Ausnahmere-
gelung in § 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Buchst. a 
HWG, wonach Zuwendungen oder Wer-
begaben zulässig seien, die in einem be-
stimmten oder auf bestimmte Art zu be-
rechnenden Geldbetrag gewährt würden, 
lägen nicht vor. Der Ausnahmetatbe-
stand des § 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Buchst. a 
HWG sei dahin auszulegen, dass ihm al-
lein unmittelbar wirkende Preisnachlässe 
und Zahlungen, nicht aber auf einen 
Geldbetrag lautende Gutscheine für den 
nachfolgenden Erwerb weiterer Pro-
dukte, sei es beim Werbenden selbst 
oder bei Dritten, unterfielen. Die streitge-
genständlichen Gutscheine für die Be-
stands- und die Neukunden in Höhe von 
50 €, die für das gesamte Amplifon Sorti-
ment oder bei den Partnerunternehmen 
der Wunschgutschein GmbH einlösbar 
seien, würden nicht unmittelbar einen 
Preisnachlass bewirken, sondern könn-
ten erst bei einem nachfolgenden Erwerb 
weiterer Produkte eingelöst werden.  
Quelle: OLG Hamburg Urt. v. 05.02.2026, 
3 UKI 1/24 
 
 
LSG Berlin-Brandenburg: Unrichtig-
keit einer Rechnung mit fiktiver Ge-
bührenziffer 
Das Landessozialgericht Berlin-Branden-
burg (LSG) hat entschieden, dass die 
Fälligkeit einer nach GOÄ erstellten 
Rechnung für privatärztliche Behandlung 

nicht eintritt, wenn als Nummer der be-
rechneten Leistung nur eine fiktive Ge-
bührenziffer genannt wird. 
 
Die Klägerin leidet seit 2013 an einer pro-
gressiven, diffusen systemischen Skle-
rose mit Multi-Organbeteiligung, einem 
schweren Rynaurd-Syndrom, Kryoglobu-
linämie sowie monofunktionaler Gammo-
pathie. Die Klägerin nahm vielfältige ärzt-
liche Behandlungen in Anspruch. Von 
Februar 2015 bis zum 31.12.2016 war sie 
Mitglied der Beklagten, einer gesetzli-
chen Krankenkasse.  
Am 12.09.2016 beantragte die Klägerin 
durch den sie behandelnden Facharzt für 
Innere Medizin/Nephrologie Dr. S die 
Kostenübernahme für eine Immunad-
sorption. Initial notwendig sei eine 
Stoßtherapie mit drei Behandlungen pro 
Woche über insgesamt zwei Wochen mit 
einer anschließenden Erhaltungstherapie 
(je eine Behandlung wöchentlich oder 
zweiwöchentlich). Diesen Antrag lehnte 
die Beklagte mit Bescheid vom 
14.09.2016 ab, weil die Immunadsorption 
vom Gemeinsamen Bundesausschuss 
(GBA) noch nicht bewertet worden und 
daher kein Bestandteil der vertragsärztli-
chen Leistungen sei.  
Die Klägerin und Dr. S vereinbarten die 
Behandlungen mit einer ambulanten Im-
munadsorption zu einem Pauschalbetrag 
von je 1.955 €. An drei Terminen führte 
Dr. S Immunadsorptionen bei der Kläge-
rin durch und stellte ihr hierfür je Behand-
lung 1.955 € in Rechnung. In zwei Rech-
nungen wurde Bezug auf die Gebühren-
ordnung für Ärzte (GOÄ) genommen und 
das jeweilige Datum, die Leistung („Im-
munadsorption“), unter der Überschrift 
„Einfach“ den Wert „1.955,00“ sowie als 
(Steigerung-)Faktor den Wert „1,00“ ge-
nannt. Nur eine Rechnung wies zusätz-
lich unter der Überschrift „Ziffer“ die An-
gabe „9971R“ aus. Weitere die erbrachte 
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Leistung beschreibende Angaben enthal-
ten beide – von der Klägerin jeweils um-
gehend beglichenen – Rechnungen 
nicht. Nach einem erfolglosen Wider-
spruchsverfahren legte die Klägerin vor 
dem Sozialgericht Berlin (SG) Klage auf 
Erstattung der Kosten für die Immunad-
sorptionsbehandlung ein. Das SG wies 
die Klage ab, woraufhin die Klägerin Be-
rufung einlegte. 
 
Die Berufung hatte vor dem LSG keinen 
Erfolg. Das SG habe die Klage im Ergeb-
nis zu Recht abgewiesen und die ange-
fochtenen Bescheide seien im Ergebnis 
rechtmäßig. Der Kostenerstattungsan-
spruch gemäß § 13 Abs. 3 S. 1 SGB V 
setze voraus, dass sich Versicherte, die 
sich die Leistung selbst verschafft hätten, 
einem wirksamen (zivilrechtlichen) Ver-
gütungsanspruch aus der ärztlichen Be-
handlung ausgesetzt sehen würden. Ein 
Vergütungsanspruch gegen die Klägerin 
sei hier mangels ordnungsgemäßer Ab-
rechnung nicht entstanden.  
Gehe es – wie hier – um die Kosten einer 
ärztlichen Behandlung, so bestehe ein 
Vergütungsanspruch des Arztes nur, 
wenn dem Patienten darüber eine Ab-
rechnung nach den Vorschriften der GOÄ 
erteilt worden sei. Bei der GOÄ handele 
es sich um ein für alle Ärzte geltendes 
zwingendes Preisrecht. Vorbehaltlich ei-
nes anders lautenden Bundesgesetzes 
verpflichte § 1 Abs. 1 GOÄ alle Ärzte, die 
Vergütungen für ihre beruflichen Leistun-
gen nach der GOÄ zu berechnen. Die 
ärztlichen Leistungen seien in einem Ge-
bührenverzeichnis erfasst (vgl. § 4 Abs. 1 
GOÄ) und innerhalb des durch § 5 GOÄ 
festgelegten Gebührenrahmens zu be-
werten. Selbstständige ärztliche Leistun-
gen, die in das Gebührenverzeichnis 
nicht aufgenommen seien, könnten nach 
§ 6 Abs. 2 GOÄ entsprechend einer nach 

Art, Kosten- und Zeitaufwand gleichwer-
tigen Leistung des Gebührenverzeichnis-
ses berechnet werden. Gemäß § 12 
Abs. 1 GOÄ werde die Vergütung (erst) 
mit der Erteilung einer den Vorschriften 
der GOÄ entsprechenden Rechnung fäl-
lig.  
Den Anforderungen an eine Rechnung 
gemäß § 12 Abs. 2 GOÄ würden die zwei 
Rechnungen von Dr. S aus mehreren 
Gründen nicht gerecht. Die eine Rech-
nung benenne entgegen § 12 Abs. 2 
Nr. 2 GOÄ keine Gebührenziffer. Schon 
aus diesem Grund sei die Vergütung für 
die Behandlung der Klägerin im Dezem-
ber 2016 bis heute nicht fällig geworden.  
Für die andere Rechnung gelte im Ergeb-
nis nichts anderes. Zwar enthalte sie in 
der mit „Ziffer“ überschriebenen Spalte 
die Angabe „9971R“. Zu dieser Ziffer 
finde sich indes in der „Anlage Gebühren-
verzeichnis für ärztliche Leistungen“ 
keine Leistungslegende. Es handele sich 
vielmehr um eine fiktive Gebührenziffer. 
Die Verwendung einer nicht im Gebüh-
renverzeichnis der GOÄ enthaltenen Zif-
fer stehe aber der fehlenden Nennung ei-
ner Gebührenziffer gleich. Dies ergebe 
sich aus Sinn und Zweck von § 12 Abs. 2 
GOÄ.  
Mit der Vorschrift verfolge der Gesetzge-
ber die Absicht, dem Zahlungspflichtigen, 
von dem weder medizinische noch ge-
bührenrechtliche Kenntnisse erwartet 
werden könnten, eine Grundlage für die 
Überprüfung der in Rechnung gestellten 
Leistungen zu geben. Hierzu gehöre ins-
besondere die Bezeichnung der einzel-
nen berechneten Leistungen, deren Zu-
ordnung zu einer bestimmten Gebühren-
nummer sowie der jeweilige Betrag und 
der Steigerungssatz (§ 12 Abs. 2 Nr. 2 
GOÄ). Die Fälligkeit werde nicht davon 
berührt, dass die Rechnung mit dem ma-
teriellen Gebührenrecht nicht überein-
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stimme. Somit werde (auch) Zahlungs-
pflichtigen ohne medizinische oder ge-
bührenrechtliche Kenntnisse abverlangt, 
die formelle Rechtmäßigkeit einer auf die 
GOÄ gestützten Rechnung anhand der 
Gebührenziffer, der Beschreibung der 
korrespondierenden, ggf. auch der nach 
§ 6 Abs. 2 GOÄ abgerechneten Leistung 
sowie der Begründung für ein Über-
schreiten des 2,3fachen Steigerungssat-
zes (§ 12 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. Abs. 3 GOÄ) 
zu beurteilen. Zumindest die Prüfung, ob 
die abgerechnete und beschriebene 
Leistung mit der benannten Gebührenzif-
fer korrespondiere, sei auch für den ge-
schützten Personenkreis nicht ohne ei-
nen Blick in das Gebührenverzeichnis 
der GOÄ möglich. Dann aber könnten 
auch medizinisch oder gebührenrechtlich 
Unkundige erkennen, dass eine Rech-
nung, die (nur) eine nicht im Gebühren-
verzeichnis enthaltene Ziffer enthält – 
und hierdurch die Abrechnung einer sog. 
Analog-Leistung verschleiert –, nicht den 
Anforderungen von § 12 GOÄ genüge.  
Bei Verwendung einer fiktiven Gebühren-
ziffer sei die Rechnung daher nicht nur 
materiell, sondern bereits formal unrich-
tig. Da eine Immunadsorption keine in die 
GOÄ aufgenommene Leistung sei, fehle 
außerdem in beiden Rechnungen der ge-
mäß § 12 Abs. 4 GOÄ erforderliche Hin-
weis „entsprechend“ sowie die Bezeich-
nung der als gleichwertig erachteten 
Leistung.  
Soweit die Klägerseite die Auffassung 
vertrete, Dr. S habe die streitigen Im-
munadsorptionen nicht ambulant, son-
dern im Rahmen seiner „Tagesklinik“, 
d.h. teilstationär, erbracht, mangele es 
beiden Rechnungen darüber hinaus an 
dem nach § 12 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 6a 
GOÄ erforderlichen Minderungsbetrag.  
Aufgrund dessen sie die Beklagte nicht 
gehalten gewesen, der Klägerin bei der 
Geltendmachung einer ggf. überhöhten 

Rechnung für ärztlichen Leistungen ihre 
Unterstützung anzubieten. Diese Oblie-
genheit bestehe nur bei einer fälligen For-
derung, an der es hier mangele.  
Quelle: LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 
27.02.2026, L 4 KR 289/21 
 
 
LSG Berlin-Brandenburg: KVB ob-
siegt im Eilverfahren zur umstrittenen 
Absenkung der Vergütung für psycho-
therapeutische Leistungen 
Das Landessozialgericht Berlin-Branden-
burg (LSG) hat im Eilverfahren entschie-
den, dass die von der vom Erweiterten 
Bundesausschuss beschlossenen Ab-
senkung der Vergütung für psychothera-
peutische Therapiestunden um 4,5 Pro-
zent kein Gebrauch gemacht werden 
darf, solange nicht rechtskräftig über die 
Klage der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV) gegen den Beschluss 
entschieden ist. 
 
Antragstellerin ist die KBV. Antragsgeg-
ner ist der Erweiterte Bundesausschuss 
für die vertragsärztliche Versorgung. Der 
Antragsgegner hatte am 11.03.2026 eine 
Änderung des Einheitlichen Bewertungs-
maßstabes (EBM, „Leistungen gemäß 
der Richtlinie des Gemeinsamen Bun-
desausschusses über die Durchführung 
der Psychotherapie [Psychotherapie-
Richtlinie]“) beschlossen. Mit dem Be-
schluss hatte der Antragsgegner mit Wir-
kung zum 01.04.2026 eine Absenkung 
der Vergütung für psychotherapeutische 
Therapiestunden um 4,5 Prozent verfügt. 
Hiergegen hat die Antragstellerin als 
Sachwalterin auch der Interessen der 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten 
eine Klage erhoben, über die noch nicht 
entschieden ist. Zugleich hat sie um Eil-
rechtsschutz nachgesucht. 
 



 

 

www.GesundheitsRecht.com - 11 - 

Das LSG beschloss, dass der Eilrechts-
schutz gewährt werde und folglich von 
der Honorarabsenkung kein Gebrauch 
gemacht werden dürfe, solange nicht 
rechtskräftig über die Klage entschieden 
sei. 
Die Entscheidung, dass die Psychothera-
peutenvergütung zu kürzen sei, basiere 
auf der Annahme, dass der für eine voll 
ausgelastete psychotherapeutische Pra-
xis erzielbare Umsatz im Jahre 2026 
deutlich höher liege als der Umsatz einer 
typischen fachärztlichen Praxis. Das LSG 
formulierte erhebliche rechtliche Beden-
ken an der Methodik der vorgenomme-
nen Vergleichsrechnung. Denn für die 
Vergleichsgruppe der Fachärzte seien 
Abrechnungszahlen des Jahres 2024 zu-
grunde gelegt worden, während der er-
zielbare Umsatz einer psychotherapeuti-
schen Praxis auf Basis des Jahres 2026 
errechnet worden sei. Das führe zu einer 
Verzerrung, denn in den Jahren 2025 
und 2026 sei es zu erheblichen Steige-
rungen des sog. Orientierungswerts ge-
kommen, einer für die Leistungs-
vergütung erheblichen Rechengröße. Ein 
1:1-Vergleich von Umsätzen des Jahres 
2024 auf der einen und des Jahres 2026 
auf der anderen Seite sei nicht valide. 
 
Unabhängig davon habe das LSG die 
aufschiebende Wirkung der Klage ange-
ordnet, weil der Erweiterte Bewertungs-
ausschuss kein besonderes öffentliches 
Interesse an der sofortigen Vollziehung 
seines Beschlusses dargelegt habe. Die 
sogenannte Vollziehungsanordnung sei 
nur von dem Willen getragen gewesen, 
der Klage eben keine aufschiebende Wir-
kung zukommen zu lassen. Rechtsdog-
matisch genüge dies nicht. Auch sonst 
sei ein besonderes Vollziehungsinte-
resse nicht erkennbar. Sofern es zwi-
schenzeitlich aufgrund des Ergebnisses 
des Eilverfahrens für einige Quartale zu 

Überzahlungen komme, weil am Ende 
die Klage ggf. rechtskräftig abgewiesen 
werde, stehe es den Kassenärztlichen 
Vereinigungen offen, solche Überzahlun-
gen rückgängig zu machen; hierfür 
müssten sie nur die ab dem Quartal II/26 
ergehenden Honorarbescheide unter 
entsprechende Vorbehalte stellen. 
Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Bran-
denburg Nr. 20250709 zu Beschl. v. 
09.07.2026, L 7 KA 11/26 KL 
 
 
LG Köln: Unzulässigkeit asynchroner 
Behandlung (Fragebogen-Rezepte) 
Das Landgericht Köln (LG) hat entschie-
den, dass die rein auf einem Online-Fra-
gebogen basierende Verschreibung von 
verschreibungspflichtigen Potenzmitteln 
durch Telemedizin-Plattformen gegen 
den anerkannten fachärztlichen Standard 
verstößt und somit wettbewerbswidrig ist. 
 
Die Klägerin ist die Apothekerkammer 
Nordrhein. Die Beklagte betreibt eine 
Versandapotheke. Zu ihrem Konzern ge-
hört auch die F-GmbH als Schwesternge-
sellschaft. Die F- GmbH betreibt eine On-
line- Plattform für Videosprechstunden 
und bietet auch Fragebogen- Behandlun-
gen an. Die Beklagte warb im Jahr 2022 
in Anzeigen, die über Suchmaschinen 
platziert wurden, damit, dass man in ih-
rem Onlineshop Arzneimittel zur Behand-
lung der erektilen Dysfunktion, also oral 
einzunehmende Potenzmittel „ohne vor-
heriges“ Rezept erwerben könne, indem 
die Beklagte die Möglichkeit anböte, das 
Rezept ebenfalls online zu erlangen. Zu 
diesem Zweck leitete die Beklagte den je-
weiligen Interessenten, der die Frage, ob 
er älter als 18 Jahre alt sei, positiv beant-
worten musste, auf die Internetseite der 
Schwestergesellschaft, der F-GmbH an 
den „Service für verschreibungspflichtige 
Medikamente“ weiter. Dort konnte der 



 

 

www.GesundheitsRecht.com - 12 - 

Patient einen Fragebogen ausfüllen und 
sich ein bestimmtes Medikament aussu-
chen. Die F-GmbH eröffnete dem Ver-
braucher sodann die Möglichkeit, das 
Rezept direkt über die Beklagte einzulö-
sen. Mit Schreiben mahnte die Klägerin 
die Beklagte ab. Kurz darauf legte sie 
Klage ein, in der sie vier konkrete Werbe-
aussagen innerhalb der Suchmaschinen-
werbung sowie die oben genannte Ein-
blendung auf der Website der Beklagten, 
die den Verbraucher auf die Website der 
F-GmbH weiterleitet, beanstandete.  
 
Die Klage hatte vor dem LG Erfolg. Die 
Klägerin habe einen Anspruch auf Unter-
lassung aus den §§ 8, 3, 3a UWG i.V.m. 
§ 9 HWG (Fernbehandlung) und 11 
Abs.  1 S. 1 ApoG (Zuführung von Pati-
enten). Die beanstandete Werbung der 
Beklagten, die über Suchmaschinen aus-
geführt wurde, verstoße gegen das Ver-
bot der Werbung für Fernbehandlungen 
gemäß der Marktverhaltensregel des § 9 
Abs. 1 und Abs. 2 HWG. Nach dieser 
Vorschrift dürfe für eine Fernbehandlung, 
d.h. für eine Behandlung von Krankhei-
ten, Leiden, Körperschäden oder krank-
haften Beschwerden, die nicht auf eige-
ner Wahrnehmung an dem zu behan-
delnden Menschen beruht, grundsätzlich 
nicht geworben werden. Die Werbung sei 
nur zulässig, wenn es sich um eine Fern-
behandlung handele, die unter Verwen-
dung von Kommunikationsmedien er-
folge und wenn insbesondere nach allge-
mein anerkannten fachlichen Standards 
ein persönlicher ärztlicher Kontakt mit 
dem zu behandelnden Menschen nicht 
erforderlich sei.  
Die hier beworbene Dienstleistung ent-
spreche unter keinem Gesichtspunkt ei-
nem allgemein anerkannten fachlichem 
Standard. Die Durchführung der Beweis-
aufnahme (Anhörung eines Sachverstän-
digen) habe ergeben, dass es jedenfalls 

nicht den allgemein anerkannten fachli-
chen Standards entspreche, eine erektile 
Dysfunktion ohne vorherige körperliche 
Untersuchung zu behandeln.  
Es könne daher dahinstehen, dass der 
hier streitgegenständliche Fragebogen 
bereits schon nicht dem fachlichen Stan-
dard entsprechen könne, weil er nicht 
wissenschaftlich validiert sei und keine 
ausführliche sexuelle Anamnese ermög-
liche. Ebenso könne dahinstehen, ob 
durch die Behauptung der Beklagten, es 
sei nach Ausfüllen des Fragebogens auf 
Anfrage auch die Überleitung zu einer Vi-
deosprechstunde möglich gewesen, zu-
treffe. Denn auch eine Behandlung über 
einen validierten Fragebogen kombiniert 
mit der Möglichkeit einer Videosprech-
stunde entspräche nicht dem fachlichen 
Standard, da jedenfalls die körperliche 
Untersuchung sowie auch die Möglich-
keit der Erhebung von Laborwerten fehle. 
Der allgemein anerkannte fachliche Stan-
dard i.S.d. § 9 Abs. 2 HWG sei unter 
Rückgriff auf den entsprechenden Begriff 
in § 630a BGB, der im vorliegenden Fall 
auch für das Verhältnis zwischen Ver-
braucher und dem Behandler, der über 
die F. GmbH zugewiesen wird, Anwen-
dung finde, zu bestimmen. Nach § 630a 
Abs. 2 BGB gebe ein fachlicher Standard 
Auskunft darüber, welches Verhalten von 
einem gewissenhaften und aufmerksa-
men Arzt in der konkreten Behandlungs-
situation aus der berufsfachlichen Sicht 
seines Fachbereichs im Zeitpunkt der 
Behandlung erwartet werden könne. Der 
Facharztstandard i.S.d. § 630a BGB re-
präsentiere den jeweiligen Stand der na-
turwissenschaftlichen Erkenntnisse und 
der ärztlichen Erfahrung, der zur Errei-
chung des ärztlichen Behandlungsziels 
erforderlich sei und sich in der Erprobung 
bewährt habe. Bei der Bestimmung des 
anerkannten fachlichen Standards seien 
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die Leitlinien medizinischer Fachgesell-
schaften und die Richtlinien des Gemein-
samen Bundesausschusses gemäß §§ 
92, 136 SGB V zu berücksichtigen. Wei-
terhin könnten sich fachliche Standards 
auch unabhängig davon bilden.  
Im vorliegenden Fall schließe sich das 
LG den Ausführungen des Sachverstän-
digen, insbesondere seinem Ergebnis, 
an, wonach es weder den vorhandenen 
Leitlinien noch dem aktuellen Stand der 
Wissenschaft entspreche, eine erektile 
Dysfunktion allein anhand eines Frage-
bogens und insbesondere ohne körperli-
che Untersuchung zu behandeln. Ein 
Arzt, der den Patienten nicht körperlich 
untersuche, handele außerhalb der Leitli-
nien und jenseits der aktuellen wissen-
schaftlichen Erkenntnisse. Er könne und 
dürfe dies allenfalls nach umfassender 
Abwägung und nach Dokumentation sei-
ner Gründe im Einzelfall tun. Die angebo-
tene Behandlung sehe jedoch weder vor, 
dass der Patient körperlich untersucht 
werde, noch würden dem Arzt Möglich-
keiten eingeräumt, eine umfassende Ein-
zelfallabwägung, die wiederum nur auf 
ausführlicher Befunderhebung erfolgen 
könne, zu treffen, diese mit dem Patien-
ten zu besprechen und eine umfassende 
Dokumentation vorzunehmen.  
Das Gericht sehe den Einwand der „Ver-
sorgungsrealität“ zur Rechtfertigung von 
Telemedizin ebenfalls kritisch, da hier 
auch Patienten mit einbezogen werden, 
die ein Interesse an einer Verschreibung 
haben, obwohl sie wissen, dass eine um-
fassendere ärztliche Untersuchung erge-
ben werde, dass die Voraussetzungen 
für eine Verschreibung gar nicht vorlä-
gen. Die ärztlichen Standards und eine 
Verschreibungspflicht seien auch dafür 
da, den Patienten gegebenenfalls vor 
sich selbst zu schützen. Im Übrigen sei 
die medizinische Versorgung in Deutsch-

land ausreichend, sodass es keine Pati-
enten gäbe, die nicht die Möglichkeit hät-
ten, ihre erektile Dysfunktion nach ärztli-
chem Standard abklären zu lassen. Die 
seitens der Beklagten mehrfach unter 
dem Stichwort „Versorgungsrealität” ins 
Feld geführte angeblich vielfach prakti-
zierte Verschreibung ohne körperliche 
Untersuchung bei gesunden Patienten 
laufe der Verschreibungspflicht zuwider. 
Abseits der Bedeutung der erektilen Dys-
funktion im Zusammenhang mit kardi-
ovaskulären Problematiken sei zudem 
die Abklärung auf urologische oder hor-
monelle Ursachen unabdingbar für ein 
frühzeitiges Erkennen und Behandeln 
dieser Ursachen. Selbst wenn die 
Vergabe der Potenzmittel bei bestimmten 
Diagnosen keine Wirkung habe, nicht 
schaden würde oder sogar helfen könne, 
stünden dem immer die Risiken und Ne-
benwirkungen der Mittel gegenüber, so 
dass aus fachärztlicher Sicht die Abwä-
gung der Risiko-Nutzen-Relation nur auf 
informierter Basis getroffen werden 
könne. Der Einwand der Beklagten, es 
könne doch im Einzelfall durchaus vor-
kommen, dass es angebracht und unge-
fährlich sei, einen jungen, gesunden Pa-
tienten, der auf eigenes Risiko die körper-
liche Untersuchung ablehne, mittels einer 
Verschreibung zu behandeln, sei nicht 
geeignet, die Unlauterkeit nach § 9 HWG 
zu beseitigen.  
Der Sachverständige stufe ein solches 
Vorgehen als unethisch und jedenfalls 
nicht dem Standard entsprechend ein. 
Die Verschreibungspflicht würde zudem 
unterlaufen werden. In rechtlicher Hin-
sicht sei diese Argumentation zum ande-
ren erst recht unerheblich: Denn es 
komme nicht auf den Einzelfall an, in dem 
eine nicht leitlinienbasierte Behandlung 
ohne Risiko erfolgen möge. Vielmehr sei 
nach § 9 S. 2 HWG unter Bezugnahme 
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auf § 630a BGB der Facharztstandard re-
levant. Ein behandelnder Arzt müsse sich 
an diesen Standard halten, indem er sich 
leitlinienkonform und auf der Basis der 
Wissenschaft verhalte. Ein Arzt, der sich 
nicht im Rahmen der Leitlinien und ab-
seits der Empfehlungen der Wissen-
schaft bewege, was möglich wäre, 
müsse dann aber, um z.B. eine etwaige 
Haftung wegen eines Behandlungsfeh-
lers zu vermeiden und um sich insbeson-
dere fachgerecht zu verhalten, seine ab-
weichende Vorgehensweise umfassend 
am Einzelfall begründen und dokumen-
tieren, was ohne umfassenden Befund 
auf der Basis von Untersuchungen 
schwer möglich sein dürfte. Insofern 
könne die von der Beklagten beworbene 
Behandlung, die weder eine leitlinienge-
rechte Behandlung vorsehe, noch den 
Raum für eine umfassende patientenbe-
zogene Abwägung, Begründung und Do-
kumentation einer etwaigen Abweichung 
vorsehe, unter keinem Gesichtspunkt zu-
lässig sein.  
 
Die Klägerin habe zudem gegen die Be-
klagte einen Anspruch auf Unterlassung 
der Weiterleitung über den Button mit der 
Altersangabe nach den §§ 8, 3, 3a UWG, 
11 Abs.  1 S. 1 ApoG. Auch § 11 Abs. 1 
S. 1 ApoG stelle eine Marktverhaltensre-
gel i.S.d. § 3a UWG dar. Nach Auffas-
sung des LG sei der Tatbestand des Zu-
führens von Patienten durch die Beklagte 
erfüllt. Der die Frage nach dem Alter be-
antwortende Kunde werde direkt zu der 
Anbieterin von Telemedizin, nämlich auf 
die Website der F. GmbH weitergeleitet, 
ohne dass er rechtzeitig und angemes-
sen auf die Möglichkeit der Konsultation 
eines niedergelassenen Arztes hingewie-
sen werde. Nach Auffassung des LG sei 
es unerheblich, dass der Kunde sich ja 
gerade für eine Ausstellung des Rezep-
tes mittels Telemedizin entscheide und 

über das Allgemeinwissen verfügen 
dürfte, dass er stattdessen auch eine 
Arztpraxis aufsuchen könne. Denn er 
werde zudem auch auf die Website eines 
bestimmten medizinischen Dienstleis-
ters, dessen Ärzte sein Rezept ausstellen 
sollten, geleitet. Auf die weiteren Mög-
lichkeiten, sich selbst einen Anbieter tele-
medizinischer Dienstleistungen oder gar 
bestimmte Ärzte, die telemedizinisch be-
handeln, auszuwählen, werde er nicht 
hingewiesen. Insofern könnte der Kunde 
dem Eindruck unterliegen, dass er das 
bei der Beklagten ausgestellte Medika-
ment über Telemedizin ohne Arztbesuch 
ausschließlich bei der F. GmbH erlangen 
könne. Das Argument der Beklagten, die 
F. GmbH sei selbst nicht der Arzt über-
zeuge nicht, da das Angebot und der Ge-
schäftszweck der Gesellschaft doch in 
ärztlichen Leistungen bestehe. Sie 
müsse sich die Dienste der für sie tätigen 
Ärzte bei der Erfüllung zurechnen lassen. 
Es bestehe ferner ein schutzzweckrele-
vanter Zusammenhang zwischen Tat-
handlung und Vorteil. Einerseits sei die 
freie Arztwahl des Verbrauchers beein-
trächtigt, umgekehrt profitiere die Be-
klagte von dem Umsatz, der dadurch ge-
macht werde, dass die F. GmbH den Pa-
tienten wiederum die Möglichkeit eröffne, 
das Arzneimittel über die Beklagte zu be-
stellen. Das LG ist ferner der Auffassung, 
dass vorliegend auch von einer Abspra-
che zwischen der Beklagten und ihrer 
Schwestergesellschaft, der F. GmbH 
auszugehen sei. Die Weiterleitung von 
der Website der Beklagten auf die Web-
site ihrer Konzernschwester könne in 
praktischer Hinsicht doch nur durch be-
wusstes und gewolltes Zusammenwirken 
installiert worden sein. So sei es dritten 
Anbietern oder sogar einzelnen Ärzten 
technisch nicht möglich, sich die Besu-
cher der Website der Beklagten über ei-
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nen Click weiterleiten zu lassen. Jeden-
falls aber sei die Weiterleitung von der F. 
GmbH angenommen worden und werde 
dies auch weiterhin, indem der Verbrau-
cher die technische Möglichkeit habe, 
den Erwerb des Rezeptes und des Arz-
neimittels dort fortzusetzen. Dieses - min-
destens konkludente - Ineinandergreifen 
der Technik stelle als Zusammenwirken 
eine Absprache dar. 
Quelle: LG Köln, Urt. v. 29.04.2026, 84 O 
156/22 
 
 
AG Bad Urach: Unwirksamkeit einer 
intransparenten Klausel zur Ausfall-
pauschale 
Das Amtsgericht Bad Urach (AG) hat ent-
schieden, dass die Vereinbarung „an-
sonsten müssen wir Ihnen die freigehal-
tene Zeit in Rechnung stellen“ zur Be-
gründung einer Ausfallgebühr unwirksam 
ist. 
 
Der Kläger ist Zahnarzt. Die Beklagte war 
seit 06.04.2023 in seiner Behandlung. An 
diesem Tag unterzeichnete die Beklagte 
einen vom Kläger weitgehend vorformu-
lierten „Anamnesebogen“. Über der für 
die Unterschrift vorgesehenen Zeile fand 
sich folgender Text: 
„Wir bieten Ihnen den Service einer rei-
nen Bestellpraxis. Das heißt, an Ihrem 
Termin ist die Zeit nur für Sie reserviert. 
Wir bitten Sie daher, Termine rechtzeitig, 
jedoch mindestens 24 Stunden vorher 
abzusagen. Ansonsten müssen wir Ihnen 
die freigehaltene Zeit in Rechnung stel-
len. Eine lange Wartezeit kann so häufig 
vermieden werden. Bitte bestätigen Sie 
die Richtigkeit Ihrer Gesundheitsanga-
ben mit Ihrer Unterschrift.“ 
Am 15.05.2023 führte der Kläger ver-
schiedene Leistungen durch; im übrigen 
planten die Parteien eine umfangreiche 
Behandlung der Beklagten für den 

21.06.2023. Am 21.06.2023 sagte die 
Beklagte den Behandlungstermin kurz-
fristig wegen Erkrankung ab. Der Kläger 
stellte der Beklagten daraufhin eine Aus-
fallgebühr von 200 € in Rechnung. Für 
die bisher erbrachten Leistungen rech-
nete er 441,19 € ab. Mit seiner Rechnung 
vom 27.06.2023 forderte der Kläger von 
der Beklagten 641,13 € bis 11.08.2023. 
und mahnte sie am 16.08.2023 erstmals 
ab. Der Kläger erhob Klage auf Zahlung 
von 641,13 €. 
 
Hinsichtlich der Ausfallgebühr wies das 
AG die Klage ab, denn der Kläger könne 
eine solche von der Beklagten nicht ver-
langen. Eine Ausfallpauschale könne 
grundsätzlich als Allgemeine Geschäfts-
bedingung im Sinne des § 305 Abs. 1 
S. 1 BGB wirksam vereinbart werden.  
Bei der vorliegenden Vereinbarung sei al-
lerdings schon zweifelhaft, ob diese wirk-
sam in den Vertrag einbezogen seien. 
Nach § 305 Abs. 2 BGB würden allge-
meine Geschäftsbedingungen nur unter 
folgenden Voraussetzungen Bestandteil 
eines Vertrages:  
Der Verwender müsse bei Vertrags-
schluss die andere Vertragspartei aus-
drücklich oder, wenn ein ausdrücklicher 
Hinweis wegen der Art des Vertrags-
schlusses nur unter unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten möglich sei, durch deut-
lich sichtbaren Aushang am Orte des 
Vertragsschlusses auf sie hinweisen. 
Zudem müsse er der anderen Vertrags-
partei die Möglichkeit verschaffen, in zu-
mutbarer Weise, die auch eine für den 
Verwender erkennbare körperliche Be-
hinderung der anderen Vertragspartei 
angemessen berücksichtige, von ihrem 
Inhalt Kenntnis zu nehmen. Außerdem 
müsse die andere Vertragspartei mit ihrer 
Geltung einverstanden sein. 
Im vorliegenden Fall befinde sich die Ge-
schäftsbedingung auf einem Formular, 
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dass zuvorderst der Befunderhebung 
diene und das persönliche Merkmale der 
Vertragspartnerin in standardisierter 
Weise erfasse. So werde nach persönli-
chen Daten und der „Allgemeinen Ge-
sundheitssituation“ sowie der „Mundge-
sundheitssituation“ gefragt und Ankreuz-
optionen etwa bei „Hoher Blutdruck“, 
„HIV-Infektion“, „Schilddrüsenerkran-
kung“ oder auch „Sind Sie mit der Stel-
lung, Farbe und Form Ihrer Zähne zufrie-
den“ gestellt. Mit der Unterschrift soll der 
Vertragspartner dann „die Richtigkeit Ih-
rer Gesundheitsangaben“ bestätigen, 
nicht etwa die Kenntnisnahme der Rege-
lung zur Ausfallgebühr. Insofern sei 
schon zweifelhaft, ob vertragliche Rege-
lungen, die in diesem Anamnesebogen 
enthalten seien, überhaupt in den Be-
handlungsvertrag einbezogen würden. 
 
Diese Frage brauche juristisch nicht ab-
schließend entschieden zu werden, weil 
die Klausel „die freigehaltene Zeit in 
Rechnung stellen“ intransparent sei. 
Nach § 307 Abs. 1 S. 1 BGB seien Best-
immungen in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen unwirksam, wenn sie den Ver-
tragspartner des Verwenders entgegen 
Treu und Glauben unangemessen be-
nachteiligen. Eine solche unangemes-
sene Benachteiligung könne sich nach 
§ 307 Abs. 1 S. 2 BGB auch daraus erge-
ben, dass die Bestimmung nicht klar und 
verständlich sei. 
Die eindeutige und durchschaubare Ver-
mittlung der mit einem beabsichtigten 
Vertragsschluss verbundenen Rechte 
und Pflichten sei Voraussetzung für eine 
informierte Sachentscheidung. Der Ver-
wender müsse daher einerseits die tatbe-
standlichen Voraussetzungen und 
Rechtsfolgen so genau beschreiben, 
dass für ihn keine ungerechtfertigten Be-
urteilungsspielräume entstünden. Der 
Vertragspartner solle andererseits ohne 

fremde Hilfe möglichst klar und einfach 
seine Rechte und Pflichten feststellen 
können, damit er die rechtliche Tragweite 
der Vertragsbedingungen bei Vertrags-
schluss hinreichend erfassen könne und 
nicht von der Durchsetzung seiner 
Rechte abgehalten werde. Deshalb wür-
den es Treu und Glauben gebieten, dass 
die Klausel die wirtschaftlichen Nachteile 
und Belastungen so weit erkennen lasse, 
wie dies nach den Umständen gefordert 
werden könne. 
Vorliegend werde der Beklagten aber der 
Umfang der Ausfallpauschale nicht er-
kennbar. Die Wortwahl „freigehaltene 
Zeit in Rechnung stellen“ sei zu unkonk-
ret, als dass sich die Beklagte eine auch 
nur grobe Vorstellung vom Umfang der 
Ausfallpauschale bilden könne. So habe 
beispielsweise die Pauschale, über die 
der Bundesgerichtshof (BGH) bereits in 
einem Urteil entschieden habe, bei 25 € 
gelegen. Dieser Betrag war dort angege-
ben. Hier fordere der Kläger 200 €. 
Bei der vom Kläger verwendeten Klausel 
seien sowohl die Menge der „freigehalte-
nen Zeit“ als auch die Einheitsgebühr 
(Eurosatz je Zeiteinheit) nicht angege-
ben. Letztlich könne daher der Kläger 
einseitig eine freigehaltene Zeit, das Zeit-
honorar und den dadurch eingetretenen 
Verlust bestimmen. Da der Kläger an-
sonsten nach Leistung und nicht nach 
Zeitaufwand vergütet werde, gebe es 
auch sonst aus dem Vertragsgefüge kei-
nen Hinweis auf einen Stundensatz des 
Klägers. Die Beklagte könne sich daher 
keine Vorstellung davon bilden, welcher 
Ersatzforderung sie im Falle der Säumnis 
eines Termins ausgesetzt sei. Damit sei 
die Klausel unwirksam. 
Quelle: AG Bad Urach, Urt. v. 12.06.2026, 1 C 
3/26 
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